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I. Allgemeine Bestimmungen I. Allgemeine Bestimmungen  

 
§ 1 Bestand, Sitz, Name 
 
Unter dem Namen, Gemeindever-
band Krankenheim der Region 
Aarau besteht ein Verband gemäss 
§§ 74ff. des Gesetzes über die 
Einwohnergemeinden vom 19. De-
zember 1978 (Gemeindegesetz), 
mit Sitz in Aarau. 
 
Dem Verband gehören folgende 
Gemeinden an: 
Aarau, Biberstein, Buchs, Densbü-
ren, Erlinsbach AG, Gränichen, 
Küttigen, Muhen, Oberentfelden, 
Rohr, Suhr, Unterentfelden, ferner 
Kölliken und Reitnau sowie Am-
merswil, Auenstein, Boniswil, Bru-
negg, Dürrenäsch, Egliswil, Fahr-
wangen, Hendschiken, Hol-
derbank, Hunzenschwil, Lenzburg, 
Leutwil, Meisterschwanden, Möri-
ken-Wildegg, Niederlenz, Othmar-
singen, Schafisheim, Seon, Stau-
fen. 

 
§ 1 Name, Sitz 
 
Unter dem Namen, Lindenfeld be-
steht ein Gemeindeverband ge-
mäss §§ 74 ff des Gemeindegeset-
zes mit Sitz in Aarau.  
 
Dem Verband gehören die Ge-
meinden gemäss Anhang 1 an. 
 

 
§ 77 / 1 / a GG 
 
 
 
 
 
 
§ 77 / 1 / b GG 
 
 
Liste der Verbandsmitglie-
der kann im Anhang geführt 
werden, ist aber Bestandteil 
der Statuten (zwingend). 
Ein Eintritt oder ein Austritt 
gilt als Statutenänderung 
und bedarf der Genehmi-
gung des Regierungsrates 
(Auskunft Gemeindeabt., 
DVI). 
Gemäss § 76 Abs 4 GG ist 
ein nachträglicher Beitritt 
weiterer Gemeinden dem 
Regierungsrat zur Kenntnis 
zu bringen. 
 
 
 
 
 

 
§ 2 Zweck 
 
Der Verband bezweckt den Bau 
und den Betrieb eines regionalen 
Krankenheimes im „Lindenfeld“ 
(Gemeinde Suhr). 
 
 
 

 
§ 2 Zweck 
 
Der Verband bezweckt den Betrieb 
eines Zentrums für spezialisierte 
Pflege für Einwohner der Ver-
bandsgemeinden, insbesondere im 
Bereich der Langzeit- und speziali-
sierten Leistungsversorgung. Er 
kann seine Leistungen auch Perso-
nen, nicht dem Verband zugehöri-
ger Gemeinden erbringen.  
Der Verband kann sämtliche Ge-
schäfte tätigen und Aufgaben über-
nehmen, die mit dem Zweck direkt 
oder indirekt im Zusammenhang 
stehen, einschliesslich Erwerb, Bau  
und Betrieb weiterer Liegenschaf-
ten und Zentren im Bereich der 
Gesundheit und Pflege. 

 
§ 77 / 1 / a GG 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Sog. Nebenzweck, wie im 
Gesellschaftsrecht üblich. 
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II. Organisation II. Organisation  

 
§ 3 Organe 
 
Organe des Verbandes sind: 
 
1. die Abgeordnetenversammlung 
 
2. der Verbandsvorstand 
 
3. die Krankenheimleitung 
 
4. die Kontrollstelle 
 

 
§ 3 Organe 
 
Organe des Verbandes sind: 
 
1. die Abgeordnetenversammlung 
 
2. der Verbandsvorstand 
 
3. die Geschäftsleitung 
 
4. die Kontrollstelle 
 

 
 
 
§ 77 / 1 / c GG 
 

A. Abgeordnetenversammlung A. Abgeordnetenversammlung  

 
§ 4 Vertretung und Stimm-

recht 
 
Die Abgeordnetenversammlung 
besteht aus je einem Abgeordne-
ten jeder Mitgliedergemeinde. Die-
ser und mindestens ein Stellvertre-
ter werden von der Gemeinde ge-
mäss Gemeindeordnung für die 
Amtsdauer der Gemeindebehörden 
gewählt. Den einzelnen Gemein-
deabgeordneten kommt für je 1000 
Einwohner ihrer Gemeinde eine 
Stimme zu. Bruchteile von 500 
Einwohnern und mehr zählen als 
ganzes Tausend. Die Anzahl der 
Abgeordnetenstimmen jeder Mit-
gliedgemeinde wird von der Abge-
ordnetenversammlung zu Beginn 
jeder Amtsperiode festgesetzt. 

 
§ 4 Vertretung und Stimm-

recht 
 
Die Abgeordnetenversammlung 
besteht aus je einem Abgeordneten 
jeder Mitgliedergemeinde. Dieser 
und mindestens ein Stellvertreter 
werden von der Gemeinde gemäss 
Gemeindeordnung für die Amts-
dauer der Gemeindebehörden ge-
wählt. 
 
Den einzelnen Gemeindeabgeord-
neten kommt für je 1000 Einwohner 
ihrer Gemeinde eine Stimme zu. 
Bruchteile von 500 Einwohnern und 
mehr zählen als ganzes Tausend.  
 
Die Anzahl der Abgeordnetenstim-
men jeder Mitgliedgemeinde wird 
von der Abgeordnetenversammlung 
zu Beginn jeder Amtsperiode fest-
gesetzt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 5 Zuständigkeit 
 
In die Zuständigkeit der Abgeord-
netenversammlung fallen: 
1.  Festsetzung der Zahl und Wahl 

der Mitglieder des Vorstandes 
und der Kontrollstelle auf die 
Amtsdauer der Gemeindebe-
hörden, 

 
 

 
§ 5 Zuständigkeit 
 
In die Zuständigkeit der Abgeordne-
tenversammlung fallen: 
1.  Festsetzung der Zahl und Wahl 

der Mitglieder des Vorstandes 
und der Kontrollstelle auf die 
Amtsdauer der Gemeindebe-
hörden, 
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2.  Wahl des Präsidenten und des 

Vizepräsidenten aus der Reihe 
der Vorstandsmitglieder auf die 
gleiche Amtsdauer, 

 
3.  Beschlussfassung über Projek-

tierungsaufträge, die Erstellung, 
die Erweiterung, die Erneue-
rung, den Umbau, die Ausrüs-
tung des Krankenheimes sowie 
den Erwerb und die Veräusse-
rung von Eigentum und anderen 
Rechten an Grundstücken bis 
zum Betrag von einer Million 
Franken pro Sachgeschäft, 

 
4.  die Sicherstellung der Finanzie-

rung durch Aufnahme von Dar-
lehen, sofern die Finanzierung 
nicht durch Gemeindebeiträge 
erfolgen kann, 

 
5.  Beschlussfassung über die In-

betriebnahme des Krankenhei-
mes, 

 
6.  Genehmigung des Voranschla-

ges und Anforderung allfälliger 
notwendiger jährlicher Betriebs-
beiträge der Gemeinden, 

 
7.  Genehmigung der Verbands-

rechnungen und der Bilanz so-
wie Entlastung des Vorstandes, 

 
8.  Erlass einer Taxordnung sowie 

eines Reglements über die Auf-
nahme von Patienten, 

 
9.  Erlass einer Dienst- und Besol-

dungsverordnung für das Per-
sonal und Festsetzung der Ent-
schädigungen der Verbandsor-
gane, 

 
10.  Genehmigung der Baurech-

nung, 
 
11.  Erteilung von Prozessvoll-

machten, 
 
 

 
2.  Wahl des Präsidenten und des 

Vizepräsidenten aus der Reihe 
der Vorstandsmitglieder auf die 
gleiche Amtsdauer, 

 
3.  Beschlussfassung über neue 

Projektierungen sowie die Er-
stellung, die Erweiterung, die 
Erneuerung, den Umbau und 
die Ausrüstung von Liegen-
schaften sowie den Erwerb und 
die Veräusserung von Eigentum 
und anderen Rechten an 
Grundstücken. 

 
 
4.  die Sicherstellung der Finanzie-

rung durch Aufnahme von Dar-
lehen, sofern die Finanzierung 
nicht durch Gemeindebeiträge 
erfolgen kann, 

 
 
 
 
 
5.  Genehmigung des Budgets und 

Anforderung allfälliger notwen-
diger jährlicher Betriebsbeiträge 
der Gemeinden, 

 
6.  Genehmigung der Verbands-

rechnungen und der Bilanz so-
wie Entlastung des Vorstandes, 

 
7.  Erlass einer Taxordnung, 
 
 
 
1. 8.  Erlass Dienst- und Besol-

dungsreglement sowie Fest-
setzung der Entschädigungen  
des Verbandsvorstands und 
der Kontrollstelle, 

 
 
 
9.  Erteilung von Prozessvollmach-

ten, 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Kompetenzsummenbe-
grenzung ist aufzuheben, 
weil Abgeordneten Ver-
sammlung das oberste Or-
gan des Verbandes ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5. aufgehoben 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 77 / 2 / b, c, GG 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
10. aufgehoben 
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12. Aufnahme von weiteren Ge-

meinden und Festsetzung der 
Aufnahmebedingungen sowie 
Beschluss über den Austritt 
einer Verbandsgemeinde, 

 
13. Oberaufsicht über die Verwal-

tung des Verbandes sowie 
über den Bau und Betrieb des 
Krankenheimes, 

 
14.  Beschlussfassung über den 

Jahresbericht zuhanden der 
Verbandsgemeinden und der 
Aufsichtsbehörde, 

 
15.  Beschlussfassung über ande-

re Geschäfte, die ihr vom Vor-
stand vorgelegt werden. 

10.  Aufnahme von weiteren Ge-
meinden und Festsetzung der 
Aufnahmebedingungen sowie 
Beschluss über den Austritt ei-
ner Verbandsgemeinde, 

 
11.  Oberaufsicht über die Verwal-

tung und den Betrieb 
 
 
 
12.  Beschlussfassung über den 

Jahresbericht zuhanden der 
Verbandsgemeinden und der 
Aufsichtsbehörde, 

 
13.  Beschlussfassung über andere 

Geschäfte, die ihr vom Vor-
stand vorgelegt werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 77 / 1 / f GG 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 6 Einberufung 
 
 
Die Abgeordnetenversammlung 
findet alljährlich mindestens zwei 
Mal statt zur Entgegennahme von 
Bericht und Rechnung über das 
abgelaufene Jahr und zur Be-
schlussfassung über das Budget 
für das folgende Jahr, im Übrigen 
auf Beschluss des Vorstandes. Die 
Gemeinderäte von einem Viertel 
der Mitgliedergemeinden können 
ebenfalls die Einberufung verlan-
gen. Die Einladung erfolgt mindes-
tens 20 Tage vor der Versammlung 
an die Abgeordneten und die Mit-
gliedgemeinden unter Zustellung 
der Traktandenliste. Die Mitglieder 
des Vorstandes sind als Abgeord-
nete wählbar. Die Abgeordneten-
versammlung wird vom Präsiden-
ten oder bei seiner Verhinderung 
vom Vizepräsidenten geleitet. Das 
Protokoll wird, vom Präsidenten 
und dem Protokollführer unter-
zeichnet, den Mitgliedgemeinden 
zugestellt. Die Mitglieder des Vor-
standes und der Krankenheimlei-
tung, soweit sie nicht Abgeordnete 
sind, nehmen mit beratender 
Stimme an der Abgeordnetenver- 

 
§ 6 Einberufung, Leitung, 

Protokoll, Öffentlichkeit 
 
Die Abgeordnetenversammlung 
findet alljährlich mindestens zwei 
Mal statt zur Entgegennahme von 
Bericht und Rechnung und zur Be-
schlussfassung über das Budget, 
im Übrigen auf Beschluss des Vor-
standes. 
 
Die Abgeordneten von einem Vier-
tel der Verbandsgemeinden können 
ebenfalls die Einberufung verlan-
gen. 
 
Die Einladung erfolgt mindestens 
20 Tage vor der Versammlung an 
die Abgeordneten und die Ver-
bandsgemeinden unter Zustellung 
der Traktandenliste. 
 
Die Mitglieder des Vorstandes sind 
als Abgeordnete wählbar. 
 
Die Abgeordnetenversammlung 
wird vom Präsidenten oder bei sei-
ner Verhinderung vom Vizepräsi-
denten geleitet. Das Protokoll wird, 
vom Präsidenten und dem Proto-
kollführer unterzeichnet, den Ver-
bandsgemeinden zugestellt. 
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sammlung teil. Die Kontrollstelle ist 
gehalten, der Abgeordnetenver-
sammlung beizuwohnen. Die Ver-
handlungen der Abgeordnetenver-
sammlung sind öffentlich. 
 

 
Die Mitglieder des Vorstandes und 
der Geschäftsleitung, soweit sie 
nicht Abgeordnete sind, nehmen 
mit beratender Stimme an der Ab-
geordnetenversammlung teil. 
 
Die Verhandlungen der Abgeordne-
tenversammlung sind öffentlich. 
 

 
§ 7 Verhandlungsfähigkeit, 

Beschlussfassung 
 
Die Abgeordnetenversammlung ist 
beschlussfähig, wenn die anwe-
senden Abgeordneten zusammen 
über mehr als die Hälfte der Stim-
men verfügen. Zur Beschlussfas-
sung bedarf es der Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen. Im Falle 
von Stimmengleichheit hat bei Ab-
stimmungen der Präsident den 
Stichentscheid; bei Wahlen ent-
scheidet im zweiten Wahlgang das 
relative Mehr, bei Stimmengleich-
heit das Los. Abstimmungen und 
Wahlen erfolgen offen, wenn nicht 
ein Viertel der anwesenden Abge-
ordneten geheime Durchführung 
verlangt. 
 

 
§ 7 Verhandlungsfähigkeit, 

Beschlussfassung 
 
Die Abgeordnetenversammlung ist 
beschlussfähig, wenn die anwe-
senden Abgeordneten zusammen 
über mehr als die Hälfte der Stim-
men verfügen. 
 
Zur Beschlussfassung bedarf es 
der Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen. 
 
Im Falle von Stimmengleichheit hat 
bei Abstimmungen der Präsident 
den Stichentscheid; bei Wahlen 
entscheidet im zweiten Wahlgang 
das relative Mehr, bei Stimmen-
gleichheit das Los. 
 
Abstimmungen und Wahlen er-
folgen offen, wenn nicht ein Viertel 
der anwesenden Abgeordneten 
geheime Durchführung verlangt. 
 

 
 
 
 
 

 
§ 8 Qualifizierte Beschlüsse  
 
Einer Mehrheit von mindestens 
zwei Dritteln der abgegebenen 
Stimmen bedarf die Beschlussfas-
sung über: 
 
1.  die Aufnahme neuer Mitglied-

gemeinden, 
 
2.  Aufwendungen, die finanzielle 

Verpflichtungen von mehr als 
Fr. 500'000.- pro Sachgeschäft 
bedingen. 

 

 
§ 8 Qualifizierte Beschlüsse 
 
Einer Mehrheit von mindestens 
zwei Dritteln der abgegebenen 
Stimmen bedarf die Beschlussfas-
sung über: 
 
1.  die Aufnahme neuer Mitglied-

gemeinden, 
 
2.  Aufwendungen, die finanzielle 

Verpflichtungen von mehr als 
Fr. 1’000‘000.-- pro Sachge-
schäft bedingen. 
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§8bis Antrags- und Auskunfts-

recht 
 
Die Stimmberechtigten in den Ver-
bandsgemeinden können spätes-
tens sieben Tage vor der angekün-
digten Abgeordnetenversammlung 
mit schriftlicher Eingabe an den 
Vorstand Anträge zur Geschäfts-
ordnung und zu den Verhand-
lungsgeschäften stellen. Die Abge-
ordnetenversammlung ist hievon in 
Kenntnis zu setzen und hat über 
den Antrag zu verhandeln.  
Jeder Stimmberechtigte kann 
schriftlich beim Vorstand Anfragen 
über die Tätigkeit des Verbandes 
oder Anregungen zu Sachfragen 
einreichen. Die dem Stimmberech-
tigen in angemessener Frist schrift-
lich zu erstattende Antwort ist der 
nächsten Abgeordnetenversamm-
lung zur Kenntnis zu bringen. 
 

 
§8bis Antrags- und Auskunfts-

recht 
 
Die Stimmberechtigten in den Ver-
bandsgemeinden können spätes-
tens sieben Tage vor der angekün-
digten Abgeordnetenversammlung 
mit schriftlicher Eingabe an den 
Vorstand Anträge zur Geschäfts-
ordnung und zu den Verhandlungs-
geschäften stellen. Die Abgeordne-
tenversammlung ist hievon in 
Kenntnis zu setzen und hat über 
den Antrag zu verhandeln.  
Jeder Stimmberechtigte kann 
schriftlich beim Vorstand Anfragen 
über die Tätigkeit des Verbandes 
oder Anregungen zu Sachfragen 
einreichen. Die dem Stimmberech-
tigen in angemessener Frist schrift-
lich zu erstattende Antwort ist der 
nächsten Abgeordnetenversamm-
lung zur Kenntnis zu bringen. 
 

 
§ 77 / 1 / g GG 
 
 
Absatz 1 betrifft Antrags-
recht 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Absatz 2 betrifft Auskunfts-
recht  
 

B. Vorstand B. Vorstand  

 
§ 9 Bestellung und Konstitu-

ierung 
 
Der Vorstand besteht aus 5 bis 9 
Mitglieder. Die Gemeinden Aarau 
und Suhr haben Anspruch auf min-
destens je ein Vorstandsmitglied. 
Der Vorstand konstituiert sich unter 
Vorbehalt von § 5 Ziff. 2 selbst. 
Aktuariat und Rechnungsführung 
können einer Gemeindeverwaltung 
übertragen werden. Wird hievon 
Gebrauch gemacht, so wohnen 
Aktuar und Rechnungsführer, die 
nicht zugleich Vorstandsmitglieder 
sind, den Sitzungen mit beratender 
Stimme bei.  
Dem Regierungsrat steht die Wahl 
eines zusätzlichen staatlichen Ver-
treters in den Vorstand zu. 
 
 

 
§ 9 Bestellung und Konstitu-

ierung 
 
Der Vorstand besteht aus 5 bis 9 
Mitglieder. Die Gemeinden Aarau 
und Suhr haben Anspruch auf je 
ein Vorstandsmitglied. 
 
Der Vorstand konstituiert sich unter 
Vorbehalt von § 5 Ziff. 2 selbst. 
 
Aktuariat und Rechnungsführung 
können einer Gemeindeverwaltung 
oder Dritten übertragen werden. 
Wird hievon Gebrauch gemacht, so 
nehmen Aktuar und Rechnungsfüh-
rer, die nicht zugleich Vorstands-
mitglieder sind, an den Sitzungen 
mit beratender Stimme teil. 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Geltendes Recht Überarbeitete Satzung Bemerkungen Verweise 
GG 

 
§ 10 Einberufung, Beschluss-

fassung 
 
Der Vorstand wird durch den Prä-
sidenten einberufen, so oft es die 
Geschäfte erfordern. Drei Vor-
standsmitglieder können die Einbe-
rufung verlangen.  
Der Vorstand ist verhandlungsfä-
hig, wenn die Mehrheit seiner Mit-
glieder anwesend ist. Seine Be-
schlüsse werden mit der Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen ge-
fasst. Bei Stimmengleichheit in 
Abstimmungen hat der Präsident 
den Stichentscheid. Bei Wahlen 
entscheidet im zweiten Wahlgang 
das relative Mehr und bei Stim-
mengleichheit das Los. 
 

 
§ 10 Einberufung, Beschluss-

fassung 
 
Der Vorstand wird durch den Präsi-
denten einberufen, so oft es die 
Geschäfte erfordern. 
 
Drei Vorstandsmitglieder können 
die Einberufung verlangen. 
 
Der Vorstand ist verhandlungsfähig, 
wenn die Mehrheit seiner Mitglieder 
anwesend ist. 
 
Seine Beschlüsse werden mit der 
Mehrheit der abgegebenen Stim-
men gefasst. Bei Stimmengleichheit 
in Abstimmungen hat der Präsident 
den Stichentscheid. 
 
Bei Wahlen entscheidet im zweiten 
Wahlgang das relative Mehr und 
bei Stimmengleichheit das Los. 
 

 
 
 
 
 
 
 

 
§ 11 Vertretung, Zeichnungs-

berechtigung 
 
Der Vorstand vertritt den Verband 
nach aussen. Für den Verband 
zeichnet kollektiv zu zweien der 
Präsident, der Vizepräsident und 
der Aktuar. 

 
§ 11 Vertretung, Zeichnungs-

berechtigung 
 
Der Vorstand vertritt den Verband 
nach aussen. Für den Verband 
zeichnen kollektiv zu zweien der 
Präsident, der Vizepräsident und 
der Aktuar. 
Der Vorstand kann weitere kollektiv 
zu zweien zeichnungsberechtigte 
Personen bezeichnen. 
 

 
 
 
 
 
 

 
§ 12 Zuständigkeit 
 
Der Vorstand besorgt alle Ver-
bandsangelegenheiten, die keinem 
anderen Organ übertragen sind. 
Ihm obliegen insbesondere: 
 
1. Anordnung der ordentlichen 

Verwaltungsmassnahmen und 
deren Überwachung, 

 
2.  alljährliche Erstattung des Jah-

resberichtes und die Rech-
nungsablage an die Abgeordne-
tenversammlung, 

 
§ 12 Zuständigkeit 
 
Der Vorstand besorgt alle Ver-
bandsangelegenheiten, die keinem 
anderen Organ übertragen sind. 
Ihm obliegen insbesondere: 
 
1.  Anordnung der ordentlichen 

Verwaltungsmassnahmen und 
deren Überwachung, 

 
2.  alljährliche Erstattung des Jah-

resberichtes und die Rech-
nungsablage an die Abgeordne-
tenversammlung, 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Geltendes Recht Überarbeitete Satzung Bemerkungen Verweise 
GG 

 
3.  Vorbereitung aller Geschäfte, 

über welche die Abgeordneten-
versammlung Beschluss zu fas-
sen hat, 

 
4.  alle den Bau und den Betrieb 

betreffenden Beschlüsse, so-
fern sie nicht der Abgeordne-
tenversammlung vorbehalten 
sind, wie Erteilung von Projek-
tierungs- und Bauleitungsauf-
trägen, Genehmigung des all-
gemeinen Bauprojektes und der 
Detailpläne, Bestimmung des 
Baubeginns, Vergebung von 
Arbeiten und Lieferungen, Ab-
schluss von Werkverträgen, 
Prüfung und Anweisung der Un-
ternehmerrechnungen, 

 
5.  Erlass von Betriebsvorschriften 

und Dienstanweisungen an die 
Krankenheimleitung, 

 
6.  Wahl und Entlassung der Kran-

kenheimleitung und des übrigen 
leitenden Personals sowie die 
Festsetzung von deren Besol-
dungen, 

 
7.  Einforderung aller Gemeinde-

beiträge,  
 
8.  Veröffentlichung des Sitzungs-

termins der Abgeordnetenver-
sammlung und der Traktanden-
liste sowie der gefassten Ver-
sammlungsbeschlüsse. 

 

 
3.  Vorbereitung aller Geschäfte, 

über welche die Abgeordneten-
versammlung Beschluss zu fas-
sen hat, 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4.  Erlass von Betriebsvorschriften 

und Dienstanweisungen an die 
Geschäftsleitung. 

 
5.  Anstellung und Entlassung der 

Mitglieder der Geschäftsleitung 
sowie die Festsetzung von de-
ren Besoldungen, 

 
 
6.  Einforderung allfälliger Gemein-

debeiträge,  
 
7.  Veröffentlichung des Sitzungs-

termins der Abgeordnetenver-
sammlung und der Traktanden-
liste sowie der gefassten Ver-
sammlungsbeschlüsse. 

 

 
 
 
 
 
 
Aus der Zeit des Baus des 
Lindenfelds: aufgehoben 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 13 Ausschüsse 
 
Der Vorstand kann für die Vorbe-
reitung und den Vollzug von Ge-
schäften Ausschüsse bestellen und 
Kommissionen ernennen, deren 
Mitglieder nicht dem Vorstand an-
gehören müssen.  
Insbesondere ist er befugt, zur 
Überwachung des Baus und des 
Betriebs der Anlage eine Baukom-
mission bzw. einen Betriebsaus-
schuss zu bestellen.  

 
§ 13 Ausschüsse 
 
Der Vorstand kann für die Vorberei-
tung und den Vollzug von Geschäf-
ten Ausschüsse bestellen und 
Kommissionen ernennen, deren 
Mitglieder nicht dem Vorstand an-
gehören müssen.  
 
 
 
 
 

 



Geltendes Recht Überarbeitete Satzung Bemerkungen Verweise 
GG 

 
Der Vorstand kann einen Teil sei-
ner Kompetenzen mit einem Reg-
lement solchen Ausschüssen über-
tragen. 
 

 
Der Vorstand kann einen Teil sei-
ner Kompetenzen mit einem Reg-
lement solchen Ausschüssen über-
tragen. 
 

C. Krankenheimleitung C. Geschäftsleitung  

 
§ 14 Aufgabe 
 
Der Krankenheimleitung obliegt die 
Führung des Heims und der Ge-
schäfte des Verbandes gemäss 
den Anordnungen und Beschlüs-
sen des Vorstandes.  
Sie bereitet insbesondere die Ge-
schäfte des Vorstandes vor und 
führt dessen Beschlüsse aus. Der 
Vorstand kann ihr einzelne Befug-
nisse zur selbständigen Ausübung 
übertragen. 
 

 
§ 14 Aufgabe 
 
Der Geschäftsleitung obliegt die 
Führung des Heims und der Ge-
schäfte des Verbandes gemäss 
den Anordnungen und Beschlüssen 
des Vorstandes.  
Sie bereitet insbesondere die Ge-
schäfte des Vorstandes vor und 
führt dessen Beschlüsse aus. Der 
Vorstand kann ihr einzelne Befug-
nisse zur selbständigen Ausübung 
übertragen. 
 

 
 
 
 

D. Kontrollstelle D. Kontrollstelle, Revisionsstelle  

 
§ 15 Bestand, Aufgabe 
 
Die Kontrollstelle besteht aus 3 bis 
5 Mitgliedern aus verschiedenen 
Gemeinden. Sie dürfen nicht zu-
gleich Abgeordnete sein. Sie wer-
den von der Abgeordnetenver-
sammlung aus denjenigen Ge-
meinden ausgewählt, die kein Vor-
standsmitglied stellen. Den Ge-
meinderäten dieser Gemeinden 
steht das Vorschlagsrecht zu. Die 
Kontrollstelle prüft die Bau-, Be-
triebs- und Vermögensrechnungen 
und erstattet der Abgeordnetenver-
sammlung Bericht und Antrag. Der 
Vorstand kann die Rechnung durch 
eine Treuhandgesellschaft über-
prüfen lassen. 
 

 
§ 15 Bestand, Aufgabe 
 
Die Kontrollstelle besteht aus 3-5 
natürlichen Personen aus verschie-
denen Verbandsgemeinden, die 
weder Vorstandsmitglied noch Ab-
geordnete sein dürfen. Die Kon-
trollstelle konstituiert sich selbst. 
Die Kontrollstelle prüft die Jahres-
rechnung des Verbandes, erhält 
Kenntnis vom Revisionsstellenbe-
richt und erstattet darüber Bericht 
an die Abgeordnetenversammlung. 
 
 
Der Vorstand wählt jährlich eine 
Revisionsstelle, welche die Anfor-
derungen für die eingeschränkte 
Revision gemäss Art. 729 OR er-
füllt. Für die Aufgaben der Revisi-
onsstelle gelten die Vorschriften 
gemäss Art. 729a und 729b OR 
analog. Der Vorstand kann die Re-
visionsstelle zur Teilnahme an der 
Abgeordnetenversammlung einla-
den. 
 
 

 
 
 
§ 81 GG: eine Kontrollstelle 
ist zwingend vorgeschrie-
ben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Revisionsstelle ist freiwillig 
und zu unterscheiden von 
Kontrollstelle gem. § 81 GG 
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III. Bau des Krankenheimes III. Finanzierung Neuer Titel 

 
§ 16 Erstellung 
 
Der Verband erstellt auf Grund 
eines allgemeinen Bauprojektes 
mit Kostenvoranschlag, das der 
Genehmigung der Behörden des 
Kantons Aargau bedarf, im Linden-
feld, Gemeinde Suhr, ein Kranken-
heim. Der Verband erwirbt die für 
den Bau und eine künftige Erweite-
rung erforderlichen Grundstücke. 
Das Krankenheim steht im Eigen-
tum des Verbandes. 
 

 
 
 
 

 
 
 
Bezog sich auf Ersterstel-
lung, die auch im Zweck § 2 
gestrichen wird:  
§ 16 ersatzlos streichen 
 
 
 

  
§ 16 Finanzierung der Be-

triebskosten 
 
Der Verband finanziert seine Be-
triebskosten aus den Taxen der 
Bewohnerinnen und Bewohner, 
durch Einnahmen aus weiteren 
Dienstleistungen, privaten Spenden 
und öffentlich rechtlichen Beiträgen, 
soweit solche gesetzlich vorgese-
hen sind. 
 
Für die Finanzierung von Investitio-
nen in Anlagen und Einrichtungen 
können Darlehen bei Gemeinden 
oder Dritten aufgenommen werden. 
Die Abschreibung der Anlagen so-
wie die Verzinsung der Darlehen 
erfolgen zulasten der Betriebsrech-
nung. 
 

 
neu § 16  

 
§ 17 Finanzierung 
 
An die Anlagekosten, die der Kan-
ton gemäss § 5 des Spitalgesetzes 
vom 19.10.71 nicht übernimmt, 
leisten die Verbandsgemeinden 
Anlagekostenbeiträge oder ent-
sprechende Darlehens- oder Amor-
tisationsquoten, wobei der Kosten-
verteiler gemäss § 16 Abs. 4 Spi-
talgesetz vorzunehmen ist.  
Als Anlagekosten gelten sämtliche 
Baukosten, ob sie vom Kanton 
übernommen werden oder nicht,  

  
§ 17 gestrichen 
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die Anschaffungskosten, die der 
Kanton trägt, sowie alle Personal- 
und Verwaltungskosten bis zur 
Inbetriebnahme des Kranken-
heims. Die Anschaffungskosten, 
die vom Kanton nicht übernommen 
werden, gehen zu Lasten der Be-
triebsrechnung (§ 6 Spitalgesetz). 
 
 
§ 18 Haftung der Gemeinden 
 
Die Mitgliedergemeinden haften 
subsidiär für die Verpflichtungen 
des Verbandes. Dritten gegenüber 
haften die Gemeinden solidarisch, 
unter sich jedoch anteilsmässig 
nach Massgabe der Belegung 
durch die Gemeindeeinwohner im 
Mittel der letzten drei Jahre. 
 

 
§ 17 Haftung der Gemeinden 
 
Die Verbandsgemeinden haften 
subsidiär für die Verpflichtungen 
des Verbandes. Dritten gegenüber 
haften die Gemeinden solidarisch, 
unter sich jedoch anteilsmässig 
nach Massgabe der Belegung 
durch die Gemeindeeinwohner im 
Mittel der letzten drei Jahre. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
§ 18 Rechnungsführung  
 
Rechnungsjahr ist das Kalender-
jahr. Die Rechnungen sind auf das 
Jahresende abzuschliessen und 
innert sechs Monaten nach der Prü-
fung durch die Kontrollstelle der 
Abgeordnetenversammlung zur 
Genehmigung vorzulegen. 

 
bisher in § 22 
 
 

 
§ 19 Staatsbeiträge 
 
Staatsbeiträge an die Anlage- und 
an die Betriebskosten fallen dem 
Verband zu. 
 

 
 
 
 

 
aufgehoben 
 
 

 
 

 
§ 19 Öffentliche Auflage, 
 Publikationsorgan, Mittei-

lungen 
 
Budget, Rechnungen und Jahres-
bericht sind in den Kanzleien jeder 
Mitgliedgemeinden allgemein zu-
gänglich zur Einsicht bereitzuhal-
ten. 
 
Das Publikationsorgan des Ver-
bandes ist das Schweizerische 
Handelsamtsblatt. Mitteilungen an 
die Gemeinden erfolgen schriftlich. 

 
bisher in § 22 bis  
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IV. Betrieb des Krankenheimes IV. Betrieb des Zentrums  

 
§ 20 Betriebsgrundsätze 
 
Das Krankenheim ist sach- und 
fachkundig zu führen. Die Aufnah-
mebedingungen für Kranke werden 
durch ein Reglement festgelegt. 
 

 
§ 20 Betriebsgrundsätze 
 
Das Lindenfeld ist sach- und fach-
kundig zu führen. Die Betriebsvor-
schriften müssen erfüllt sein. 

 
 
 
 

 
§ 21 Betriebskosten  
 
Die Kosten des Betriebs, des Un-
terhalts und der Verbandsverwal-
tung werden aus den Einnahmen 
der Tagestaxen bestritten. Ein Be-
triebsdefizit tragen nach Abzug der 
Staatsbeiträge und allfälliger Bei-
träge Dritter die Verbandsgemein-
den gemäss § 16 Spitalgesetz. 
 

 
 
 

 
neu in § 16 
 
 

 
§ 22 Rechnungsführung  
 
Rechnungsjahr ist das Kalender-
jahr. Die Rechnungen sind auf das 
Jahresende abzuschliessen und 
innert sechs Monaten nach der 
Prüfung durch die Kontrollstelle der 
Abgeordnetenversammlung zur 
Genehmigung vorzulegen. 
 

  
neu in § 18 

 
§ 22 bis  Öffentliche Auflage 
 
Voranschlag, Rechnungen und 
Jahresbericht sind in den Kanzlei-
en jeder Mitgliedgemeinden allge-
mein zugänglich zur Einsicht be-
reitzuhalten. 
 

  
neu in § 19 

V. Schlussbestimmungen V. Schlussbestimmungen  

 
§ 23 Vermögen 
 
Das Vermögen des Verbandes darf 
seiner Zweckbestimmung nicht 
entfremdet werden. 
 
 
 
 

 
§ 21 Vermögen 
 
Das Vermögen des Verbandes darf 
seiner Zweckbestimmung nicht ent-
fremdet werden. 
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§ 24 Aufsicht 
 
Der Verband untersteht der staatli-
chen Aufsicht gemäss der ein-
schlägigen Gesetzgebung über die 
Einwohnergemeinden und über 
das Gesundheitswesen.  
Der Genehmigung durch die je-
weils zuständige Aufsichtsbehörde 
bedürfen: 
 
1.  die Verbandssatzungen und 

deren Änderungen, 
2.  die Bauprojekte und deren Än-

derungen, 
3.  der Voranschlag, 
4.  die Jahresrechnung, 
5.  Taxordnung und Taxverträge, 
6.  die Auflösung des Verbandes, 
7.  Organisationsreglemente und 

Verträge für den ärztlichen 
Dienst. 

 

 
§ 22 Aufsicht 
 
Änderungen der Satzungen unter-
liegen der Rechtskontrolle des Re-
gierungsrates. 

 
(§ 77 Abs. 3 GG) 
 
 
 
 

 
§ 25 Rechtsschutz 
 
Der Rechtsschutz richtet sich nach 
den Vorschriften des Gesetzes 
über die Verwaltungsrechtspflege 
und des Gemeindegesetzes. 
 

 
§ 23 Rechtsschutz 
 
Der Rechtsschutz richtet sich nach 
den Vorschriften des Gesetzes 
über die Verwaltungsrechtspflege 
und des Gemeindegesetzes. 
 

 

 
§ 26 Austritt 
 
Der Austritt einer Verbandsge-
meinde ist aus wichtigen Gründen 
unter Beachtung einer einjährigen 
Kündigungsfrist auf Ende eines 
Rechnungsjahres zulässig.  
Die austretende Gemeinde verliert 
jeden Anspruch auf Verbandsver-
mögen. Ihre Haftung für bestehen-
de Verbindlichkeiten des Verban-
des oder diesem gegenüber bleibt 
während fünf Jahren bestehen. 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 24 Austritt 
 
Der Austritt einer Verbandsgemein-
de ist aus wichtigen Gründen unter 
Beachtung einer einjährigen Kündi-
gungsfrist auf Ende eines Rech-
nungsjahres zulässig.  
Die austretende Gemeinde verliert 
jeden Anspruch auf Verbandsver-
mögen. Ihre Haftung für bestehen-
de Verbindlichkeiten des Verban-
des oder diesem gegenüber bleibt 
während fünf Jahren bestehen. 
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§ 27 Auflösung 
 
Die Auflösung des Verbandes ge-
mäss § 82 Abs. 2 des Gemeinde-
gesetzes kann mit Zustimmung von 
zwei Dritteln der Verbandsgemein-
den und Genehmigung des Regie-
rungsrates erfolgen. Dieser trifft für 
die Liquidation die notwendigen 
Anordnungen. 
 

 
§ 25 Auflösung 
 
Der Verband kann sich auflösen, 
wenn sein Zweck unerfüllbar oder 
hinfällig geworden ist oder ein bes-
ser geeigneter Rechtsträger an 
dessen Stelle tritt. Die Auflösung 
bedarf der Zustimmung der Mehr-
heit der Verbandsgemeinden sowie 
des Regierungsrates. 
 
Das nach Auflösung des Gemein-
deverbandes verbleibende Ver-
bandsvermögen wird unter den 
Verbandsgemeinden aufgeteilt im 
Verhältnis der Belegungstage durch 
Einwohner dieser Verbandsge-
meinden in den dem Auflösungsbe-
schluss der Abgeordnetenver-
sammlung vorangegangenen 10 
Jahren. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 28 Inkrafttreten 
 
Diese auf Grund des Gemeindege-
setzes vom 19.12.78 revidierten 
Satzungen sowie deren Änderun-
gen bedürfen der Zustimmung der 
Mitgliedgemeinden. Sie treten mit 
der Genehmigung durch den Re-
gierungsrat in Kraft. 
 
Beschlossen von der Delegierten-
versammlung des Zweckverbandes  
Krankenheim der Region Aarau am 
14. Dezember 1984. 

 
§ 26 Inkrafttreten 
 
Diese auf Grund des Gemeindege-
setzes vom 19.12.78 revidierten 
Satzungen sowie deren Änderun-
gen bedürfen der Zustimmung der 
Verbandsgemeinden. Sie treten mit 
der Genehmigung durch den Re-
gierungsrat in Kraft. 
 
Beschlossen von der Abgeordne-
tenversammlung vom [Datum]. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 


